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Oberstufe Albulatal
in Stierva bejaht …
Stierva. –AmWochenende haben die
ersten Gemeinden im Albulatal über
den Beitritt zu der vom Kanton vor-
geschlagenen gemeinsamenTal-Ober-
stufe abgestimmt. In Stierva wurden
die Statuten des geplanten Schulver-
bands Albulatal am Freitagabend laut
Gemeindepräsidentin Daniela Brenn
einstimmig befürwortet und zweiVer-
bandsdelegierte gewählt. Neu in die
kommunale Geschäftsprüfungskom-
mission aufgenommen wurde Mario
Farrér.

Erste Gespräche für einen eventu-
ellen gemeinsamen Kindergarten auf-
nehmen will der Schulverband Sa-
louf-Mon-Stierva mit Riom-Parsonz
und Cunter; Grund dafür sind gemäss
Brenn die stark rückläufigen Kinder-
zahlen. Auf Initiative von Salouf dis-
kutiert werden soll zudem eine mög-
liche politische Fusion der Gemein-
den Salouf, Mon und Stierva. (jfp)

… und Alvaschein
stimmt ebenfalls zu
Alvaschein. – Die Alvascheiner Ge-
meindeversammlung hat am Freitag-
abend die Statuten des Schulverbands
Albulatal einstimmig genehmigt und
zwei Verbandsdelegierte gewählt; Al-
vaschein will sich damit an der vom
Kanton vorgeschlagenen Lösung für
eine gemeinsame Oberstufe imTal be-
teiligen.

Wegen bisheriger Defizite um rund
30 Prozent nach oben korrigiert wur-
den laut Gemeindekanzlistin Melitta
Wyss dieWassergebühren. Gutgeheis-
sen wurde sodann ein Beitrag von gut
9000 Franken an das geplante Biath-
lonzentrum Bual in Lantsch/Lenz.

Informiert wurde die Versammlung
schliesslich über ein Fest für die letz-
tes Jahr sanierte Solisbrücke, das am
17. und 18.Juli im gleichnamigen Res-
taurant über die Bühne gehen wird.
Mit dem Ertrag sollen gemässWyss die
kommunalen Sanierungs-Restkosten
gesenkt werden. (jfp)

Martin Schmid: «Kein Gesetz
ist für die Ewigkeit gemacht»
Föderale Strukturen sind für
den Kanton nachhaltiger als
zentralistische. Das hält Regie-
rungsrat Martin Schmid den
Kritiker des NFA-Reformpro-
jekts aus dem Bildungs- und
Sozialbereich entgegen.

Mit Regierungsrat Martin Schmid
sprach Dario Morandi

Herr Schmid, der Grosse Rat hat die
Neugestaltung des Finanzausgleichs
und die Aufgabenteilung zwischen Kan-
ton und Gemeinden (NFA) gutgeheis-
sen. Für Sie dürfte das die Gelegenheit
sein, tief durchzuatmen, zumal die
Staatsreform nun unter Dach ist.
Martin Schmid: Einerseits ja.Aber die
NFA kann sich erst positiv auswirken,
wenn sie auch nach einem allfälligen
Referendum vom Volk gutgeheissen
wird. Es war in derTat eine sehr kom-
plexe Vorlage. Die intensiven Ausei-
nandersetzungen im Grossen Rat ha-
ben jedoch zu verschiedenen Verbes-
serungen und damit auch einer höhe-
ren politischen Akzeptanz geführt.

Ist das NFA-Konzept überhaupt für die
Umsetzung in einem Kanton wie Grau-
bünden geeignet?
Die Vielschichtigkeit des Kantons
Graubünden und unsere grossen re-
gionalen Unterschiede bedingen gera-
dezu föderale Strukturen, so wie sie
die NFA vorsieht. Den Kanton mit
einheitlichen bzw. zentralistischen
Strukturen zu überziehen, wäre
falsch. Denn die Interessen im Avers
und der Mesolcina sind vollkommen
anders gelagert als beispielsweise in
Chur. Zudem geht es darum, den heu-
tigen ungerechten Finanzausgleich
abzulösen.

Wird sich mit der Umsetzung der NFA
in Graubünden viel ändern?
Direkt wird die einzelne Bürgerin
bzw. der einzelne Bürger nur sehr,
sehr wenig von der Umsetzung spü-
ren. Eine Änderung wird man aber
dennoch schnell bemerken: Gemein-
den, die bisher nur aufgrund des Fi-
nanzausgleichs einen Steuerfuss von
130 Prozent festgelegt haben, werden
den Steuerfuss rasch senken.

Der Hauptvorwurf im Rahmen der NFA-
Debatte war, dass sich der Kanton vie-
ler Aufgaben entledigt und diese an die
Gemeinden abschiebt.
Inhaltlich stimmt dieser Vorwurf
nicht. Der Kanton zieht sich weder
aus dem Bildungs- noch aus dem So-
zialbereich zurück, um hier nur zwei
Beispiele zu nennen. Beide Aufgaben
bleibenVerbundaufgaben,der Kanton
macht weiterhin die Vorgaben, die
Umsetzung obliegt den Gemeinden.
Hingegen werden gegenseitige Zah-
lungsströme beseitigt. Da kommt es
zu einer Entflechtung und Vereinfa-
chung sowie zu einer Neudefinition
der Zuständigkeiten.

«Dieser Vorwurf
stimmt nicht»

Warum läuft denn die Lehrerschaft
Sturm gegen das Reformprojekt?
Der Verband der Lehrerinnen und
Lehrer wollte im Rahmen der NFA
höhere Löhne durchsetzen. Doch die
NFA ist nicht der Ort, um über Lohn-
erhöhungen von Lehrpersonen zu dis-
kutieren. Zudem wird der Sachver-
halt nicht korrekt dargestellt. Richtig
ist, dass der Kanton schon heute nur
die Mindestlöhne festlegt und keine
an den effektiven Löhnen gebunde-
nen Mittel an die Gemeinden ausrich-
tet, sondern bloss so genannte Schü-

lerpauschalen. Es könnte sein, dass
hinter demWiderstand vielmehr eine
grundsätzliche Kritik am Zustand des
Bildungssystems steht.

Kritik ist aber auch aus dem Sozialbe-
reich zu hören.
Die Berufsorganisationen hätten es
lieber, wenn die Sozialberatung wei-
terhin beim Kanton angesiedelt blie-
be. Damit wird eine grundsätzlich an-
dere staatspolitische Auffassung zum
Ausdruck gebracht. Mit dem neuen
System werden die Gemeinden ver-
mehrt Interesse haben, sich bei der In-
tegration von Sozialhilfebezügern zu
engagieren. Zudem ist der Sozialbe-
reich schweizweit eine Gemeindeauf-
gabe. Warum soll das nicht auch in
Graubünden funktionieren?

Können Sie denn garantieren, dass der
Bildungsbereich trotz NFA weiter eine
Verbundaufgabe zwischen Kanton und
Gemeinden bleibt?
Ja, das kann ich. Ich möchte dies an-
hand eines Beispiels aufzeigen: Der
Kanton finanziert künftig die Schul-
leitungen. Damit nimmt er Einfluss
auf die Qualität der Bildung sowie auf
die Führung der Schulen. Gleichzeitig
engagiert sich der Kanton verstärkt
bei der obligatorischenWeiterbildung
und der Einführung neuer Fächer. Zu-
dem erlässt weiterhin der Grosse Rat
das Schulgesetz und damit dieVorga-
ben für die Qualitätssicherung. Diese
Beispiele zeigen deutlich, dass sich
der Kanton nicht aus dem Bildungs-
bereich verabschiedet. Zudem be-
kommen Gemeinden mit übermässig
hohen Kosten im Schulbereich nach
der Umsetzung der NFA mehr Mittel
als bisher aus dem Finanzausgleich.
Das ist sehr wichtig zu wissen.

Ist denn überhaupt gewährleistet, dass
es nach der Umsetzung der NFA nicht
zu Fehlentwicklung kommt?
Wir sind überzeugt, dass die NFA für
unseren Kanton richtig und gerecht
ist. Wir übernehmen eine ähnliche
Systematik, wie sie schon zwischen
dem Bund und den Kantonen spielt.
Da zeigt sich, dass der neue Finanz-
ausgleich wesentlich besser ist als das
bisherige System. Graubünden jeden-

falls kann vom neuen NFA des Bun-
des viel profitieren. Es ist aber nicht
ausgeschlossen, dass wie bei jeder an-
deren Gesetzesvorlage nach einer ge-
wissen Zeit Kurskorrekturen vorge-
nommen werden müssen. Kein Ge-
setz ist für die Ewigkeit gemacht. Op-
timierungsmassnahmen können in je-
dem Fall erfolgen.

«Ein fehlerhaftes
System ablösen»

Aber seien wir ehrlich: Der Durch-
schnittspolitiker bzw. der Durch-
schnittsbürger blickt doch bei der NFA
nicht einmal ansatzweise durch.
Es ist schon so, dass die NFA den
Grossen Rat, aber auch die Regierung
aufs Äusserste gefordert hat. Das ha-
ben die langen Diskussionen mit aller
Deutlichkeit gezeigt. Dass dieVorlage
hochkomplex ist und dass die Bevöl-
kerung sich deshalb auf Parlament
und die Regierung verlassen muss, be-
streite ich nicht. Man muss aber auch
sehen, dass die NFA ein ebenso kom-
pliziertes und inzwischen fehlerbe-
haftetes System ablöst, das im Grund-

satz aus dem Jahr 1958 stammt und
Fehlentwicklungen fördert.

Wie manifestieren sich denn solche
Fehlentwicklungen?
Beispielweise bei Gemeinden mit
über 300 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern. Diese verfügen über keinen
Steuerkraftausgleich. Das erklärt
vielleicht auch, warum Graubünden
viele kleinen Gemeinen mit hohem
Steuerfuss hat:Weil diese vom gelten-
den Finanzausgleich klar gegenüber
grösseren Gemeinden bevorzugt wer-
den. Das ist ungerecht und ist deshalb
zu ändern.

Und wie wollen Sie die komplexe Mate-
rie den Stimmberechtigten näher brin-
gen?
In erster Linie ist es die Aufgabe der
Politik, die Menschen in den Regio-
nen und Gemeinden über Sinn und
Zweck der NFA zu informieren. Al-
lenfalls wird das Interesse gar nicht so
gross sein, weil die NFA im Grundsatz
nicht wie andere Gesetzesvorlagen di-
rekte Auswirkungen auf den einzel-
nen Bürger hat.

«Verfahren werden
beschleunigt»

Wie würden Sie den Inhalt der NFA für
den Laien zusammenfassen?
Bei der NFA geht es um eine gerech-
tere Verteilung der Mittel zwischen
den Gemeinden, den Abbau von Ad-
ministration, von Zahlungsflüssen
und um die Beseitigungen von Fehl-
anreizen. Kurzum: Es handelt sich um
eine viele Bereiche tangierende Ge-
setzgebung, auf der sich dann aufbau-
en lässt. Sofern Korrekturen im Schul-
und Sozialbereich gewünscht sind,
können diese in diesen Teilbereichen
jederzeit gemacht werden. Die NFA
bildet die Grundlage, auf der die ge-
setzlicheWeiterentwicklung erfolgt.

Hat der einzelne Bürger keine Ver-
schlechterung seines persönlichen Um-
felds zu gewärtigen, wenn die NFA um-
gesetzt wird?
Nein, davon sind wir überzeugt. Die
Bürgerinnen und Bürger werden ins-
gesamt in den Gemeinden längerfris-
tig von der NFA profitieren. Ich den-
ke etwa an die Doppelspurigkeiten,
die mit der NFA zwischen Kanton
und Gemeinden abgebaut werden.
Klare Verantwortlichkeiten und kür-
zereWege werdenVerfahren vereinfa-
chen und letztlich auch beschleuni-
gen. Auch wird die NFA für mehr
Transparenz und Gerechtigkeit bei
der Verteilung der Mittel sorgen. Die
Bürger werden besser erkennen kön-
nen, wo und wie staatliche Gelder in-
vestiert werden.

Fehlentwicklungen vermeiden: Regierungsrat Martin Schmid ist überzeugt davon,
dass die Bündner NFA viele Vorteile bringen wird. Bilder Nadja Simmen

Steuersenkung in den Gemeinden: Regierungsrat Martin Schmid weist auf
einen positiven Nebeneffekt der NFA hin.

Wettbewerb zum Bau
von Solaranlagen
Tiefencastel. – Wer bis September
2010 in Mittelbünden sein Warm-
oder Heizwasser neu mit einer Solar-
wärme-Anlage erwärmt, kann 3000
Franken gewinnen. Das geht aus einer
Medienmitteilung des Parc-Ela-Ma-
nagements hervor.

Laut der Mitteilung haben die
Energiestädte Region Albulatal und
Vaz/Obervaz sowie der Parc Ela ge-
meinsam einen Wettbewerb gestar-
tet, um den Bau von solchenAnlagen
zu fördern. Bis Ende des Jahres 2010
sollen in der Region Mittelbünden
insgesamt 44 neue Solarwärme-An-
lagen erstellt werden.

Bauinteressierte erhalten beim
kantonalenAmt für Energie undVer-
kehr eine kostenlose Beratung. (so)

Die Spielregeln zum Solar-Wettbewerb sind
im Internet unter www.parc-ela.ch/energie
abrufbar.

Personalassistenten
erhalten Zertifikat
Sargans. – Am Kompetenzzentrum
für Management und Marketing MKS
in Sargans haben kürzlich alle 15Ab-
solvetinnen und Absolventen des
Lehrgangs Personalassistenten die
diesjährige HR-Zertifikatsprüfung
bestanden. Laut einer Medienmittei-
lung öffnet das Zertifikat denWeg für
zusätzliche Weiterbildungen im Be-
reich HR-Management. (so)

Die Absolventinnen und Absolventen: Amelia Bisaz,
Bad Ragaz; Patrizia Sofia Bottoni, Domat/Ems; Feli-
ce Bruseghini, Chur; Marlen Fux, Engi; Claudia Im-
sand; Oberurnen; Leandra Kalberer, Wangs; Yvonne
Kengelbach, Sax; Bettina Lüscher, Zürich; Gaby
Mair, Schaan; Erna Monn, Trimmis; Jeannette Roh-
ner, Balzers; Andrea Sikalo, Mels; Barbara Strimer,
Filzbach; Sonja Ziegler, Landquart; Andra Zogg, Az-
moos.


